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Zusammenfassung 

UferLeben Störmthaler See e. V. unterstützt das Ziel, ein inklusives Campingangebot am 

Störmthaler See zu ermöglichen. Der aktuelle Bebauungsplan „Östlich Grunaer Bucht“ weist 

jedoch zentrale ökologische und verfahrensbezogene Mängel auf, die in der vorliegenden Form 

eine naturverträgliche und rechtssichere Umsetzung nicht gewährleisten. 

Um eine planungsrechtlich tragfähige und ökologisch verantwortbare Lösung zu ermöglichen, 

sind folgende Anpassungen notwendig: 

1. Anpassung der Nutzungsintensität an die Leitbilder von FNP und GEK. 

2. Optimierung der Besucherlenkung und Erschließungslogik  entsprechend der 

naturräumlichen Sensibilität. 

3. Verbindliche Festsetzung der artenschutzrechtlichen Maßnahmen. 

4. Neuordnung bzw. funktionale Aufwertung der Kompensationsmaßnahmen . 

5. Wirksame Reduktion des Störungsdrucks, insbesondere im Ufer- und Hangbereich und 

in aktuell geplanten Verkehrszonen. 

6. Klare planerische Begrenzung der zulässigen Nutzungen, die eine schrittweise 

Nutzungsintensivierung ausschliesst. 

Mit diesen Änderungen kann der Bebauungsplan eine dauerhaft tragfähige Grundlage für die 

Entwicklung ‘Östlich Grunaer Bucht’ bilden und sowohl den kommunalen Entwicklungszielen als 

auch den naturschutzfachlichen Erfordernissen gerecht werden. 

UferLeben steht für den weiteren Prozess konstruktiv und gesprächsbereit zur Verfügung. 

 



1. Einleitung 

UferLeben Störmthaler See e. V. bedankt sich für die Möglichkeit zur Beteiligung am Verfahren 
zum Bebauungsplan „Östlich Grunaer Bucht“. Als langjähriger Akteur im Gebiet und 
regelmäßiger Ansprechpartner für naturschutzbezogene Belange nutzen wir diese 
Stellungnahme, um die zentralen offenen Punkte und notwendige Anpassungen darzustellen, 
die für eine naturverträgliche und planungsrechtlich tragfähige Entwicklung erforderlich sind.  

UferLeben hat über mehrere Jahre hinweg einen alternativen, aus naturschutzfachlicher Sicht 
deutlich geeigneteren Standort vorgeschlagen und mehrfach eine ergebnisoffene 
Alternativenprüfung angeregt. Eine solche Prüfung wurde von der Gemeinde jedoch nicht 
zugelassen, obwohl sie nach unserer Auffassung ein notwendiger Bestandteil einer sorgfältigen 
und abwägungsorientierten Planung gewesen wäre. 

Durch die inzwischen bestehenden Vorgaben des Förderprogramms und die damit 
verbundenen engen zeitlichen Fristen sind die Möglichkeiten für eine echte Standortalternative 
faktisch verschlossen. Vor diesem Hintergrund muss UferLeben – entgegen der eigenen 
ursprünglichen Position – die Weiterverfolgung der Planung am vorliegenden Standort als 
Kompromiss neu bewerten. Allerdings unter der klaren Voraussetzung, dass der Bebauungsplan 
so angepasst wird, dass er den Anforderungen des Natur- und Artenschutzes sowie den 
übergeordneten kommunalen Entwicklungszielen entspricht.

 

2. Abweichungen von FNP und GEK  

Die Analyse des Flächennutzungsplans (FNP) und des Gemeindeentwicklungskonzepts 2025 
(GEK) zeigt ein konsistentes Leitbild: 

• landschaftsangepasste, naturverträgliche Erholung, 

• moderate Nutzung, 

• Schutz sensibler Ufer- und Hangbereiche, 

• geringe Störwirkung. 

Der vorliegende Bebauungsplanentwurf weicht in mehreren Kernelementen von diesen 
Vorgaben ab: insbesondere eine deutlich intensivere Nutzung des Standortes, umfangreiche 
Erschließungs- und Verkehrsflächen mit Neueröffnung bisher naturbelassener Abschnitte für 
den individualisierten KfZ-Verkehr, technische Eingriffe in sensible Hang- und Uferzonen, 
unwirksame oder nicht ausreichend gesicherte Kompensationsmaßnahmen. 

Diese Abweichungen erzeugen erhebliche Konflikte mit den übergeordneten Planungszielen. 
Sowohl FNP als auch GEK verlangen eine Entwicklung, die sich an den ökologischen 
Rahmenbedingungen des Landschaftssees orientiert; der B-Plan in seiner aktuellen Version 
überschreitet diesen Rahmen teilweise deutlich. 

 



3. Unzureichende und nicht ordnungsgemäße 
Abwägung der Stellungnahmen 

Im Vergleich der Abwägungsunterlagen zum Vorentwurf (2022) und Entwurf (2024) zeigt sich 
eine deutliche und in Teilen nicht nachvollziehbare Verschlechterung der Berücksichtigung 
naturschutzfachlicher Stellungnahmen. Während im Vorentwurf sämtliche Hinweise der 
Unteren Naturschutzbehörde (UNB) vollständig berücksichtigt wurden, werden im Entwurf der 
Satzung 2024 lediglich noch 13 Punkte berücksichtigt, 3 nur teilweise berücksichtigt und 10 
Einwände ohne fachlich tragfähige Begründung zurückgewiesen. 

Für weitere fachlich relevante Einwender – insbesondere NABU und UferLeben – ergibt sich 
dieselbe Tendenz einer erheblich reduzierten Berücksichtigung. Diese Entwicklung ist weder 
fachlich plausibel begründet noch durch neue Erkenntnisse gedeckt und steht im Widerspruch 
zur gesetzlichen Pflicht, alle Umweltbelange gleichberechtigt und nachvollziehbar in die 
Abwägung einzustellen (§ 1 Abs. 7 BauGB). 

Die deutliche Abkehr von der Abwägungslogik, insbesondere gegenüber der UNB als zuständiger 
Fachbehörde, begründet erhebliche Zweifel an einer ordnungsgemäßen, gerechten und 
sachgerechten Abwägung. Die Gemeinde ist verpflichtet, die Belange des Naturschutzes 
vollständig, korrekt gewichtet und nachvollziehbar in den Beschluss einfließen zu lassen. Die 
aktuelle Fassung lässt jedoch eine systematische Zurückdrängung dieser Belange erkennen, 
ohne dass eine fachliche Grundlage für diese Neubewertung erkennbar wäre. 

Dies stellt aus Sicht von UferLeben einen absolut wesentlichen Verfahrens- und 
Abwägungsmangel dar, der in der Satzungsfassung zwingend korrigiert werden muss, um die 
Anforderungen des Baugesetzbuches, der naturschutzrechtlichen Prüftiefe und der 
kommunalen Planungshoheit rechtskonform zu erfüllen.

 

4. Zentrale fachliche Konfliktpunkte 

4.1 Artenschutz 

Die artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen sind nicht verbindlich 
festgesetzt. Die Betroffenheit von Uferschwalbe, Röhrichtbewohnern, Brutvögeln, 
Fledermäusen und Reptilien ist unzureichend abgesichert. Dies betrifft sowohl die 
Planfestsetzungen als auch die Bauabwicklung. 

UferLeben, NABU und BUND haben bereits im Verfahren auf diese Lücken hingewiesen. Die 
untere Naturschutzbehörde (UNB) stuft Teile der Unterlagen ebenfalls als unzureichend ein. 

Zudem dürfte das Vorkommen von weiteren bisher nicht dokumentierten Rote-Liste-Arten 
(Beutelmeise, Seeschwalbe und Flussuferläufer) im Plangebiet eine ergänzende Beurteilung 
bedürfen (Meldung UNB 2022).

 



4.2 Kompensationsmaßnahmen 

Mehrere geplante Maßnahmen liegen in Störbereichen oder werden von der UNB als 
ökologisch unwirksam bewertet. Damit erfüllen sie nicht die Anforderungen an eine funktionale 
Eingriffs-/Ausgleichsbilanz. 

Eine Neuordnung oder funktionale Aufwertung der Kompensationen ist notwendig. 

4.3 Eingriffs-/Ausgleichbilanzierung 

Alle naturschutzfachlichen Akteure bewerten die vorgelegte Eingriffs-/Ausgleichsbilanz als 
unzureichend. Insbesondere die UNB bringt den Punkt im Allgemeinen sehr deutlich zum 
Ausdruck: “Bereits ohne die Details zu betrachten bleibt unklar, wie es möglich sein soll, dass 
eine unbebaute naturnahe Fläche auf dieser der kartierte Artenbestand festgestellt wurde, nach 
einer Bebauung mit mehreren Gebäuden, dem Herstellen einer Straße sowie Parkplätzen, 
weiteren Anlagen und einer Nutzung als Campingplatz, eine Aufwertung von 65270 WE erfahren 
kann.” – Der Abwägungsprozess quittiert diesen Einwand sowie weitere neun detaillierte UNB-
Einwände zur Billanzierung mit ‘Wird nicht berücksichtigt’. 

 

4.4 Störungswirkungen im Ufer- und Hangbereich 

Die geplanten Zugänge, Aufenthaltsflächen, Besucherlenkungen und der Fahrstuhl/Aufzug 
erhöhen den Störungsdruck erheblich. Besonders betroffen ist der Bereich der 
Uferschwalbenkolonie, der geschützten Röhrichtbiotope und Reptilienhabitate. 

Hier besteht Anpassungsbedarf in Form von: klar definierten Ruhezonen, eingeschränkter 
Nutzung sensibler Bereiche, reduzierter Beleuchtung, angepassten Besucherströmen. 

Für den Fahrstuhl/Aufzug sind die Betrachtungen zur baulichen Ausführung und 
Umweltauswirkungen unzureichend.

 

5. Rolle des Projektbeirates 

Der Projektbeirat wird im laufenden Prozess häufig als Grundlage für eine frühzeitige 
Abstimmung herangezogen. Aus Sicht von UferLeben muss jedoch berücksichtigt werden, dass 
der Beirat strukturell entwicklungsorientiert besetzt war. 

Von 17 Mitgliedern waren: 9 Vertreter direkt projekt- oder vorhabenträgernah, 6 
kommunalpolitische Vertreter, 3 ausgeloste Bürger, nur 1 Vertreter aus dem Naturschutz 
(UferLeben). 



Weder die UNB noch anerkannte Naturschutzverbände waren beteiligt. Die Empfehlungen des 
Beirats konzentrieren sich daher naturgemäß auf Nutzungs- und Erschließungsfragen und 
beinhalten keine tragfähigen naturschutzfachlichen Anforderungen. 

UferLeben hat im Rahmen des Beirats wiederholt auf zentrale Konfliktpunkte wie Störungsdruck 
im Ufer- und Hangbereich, Beeinträchtigungen wertvoller Biotope hingewiesen und die 
Prüfung von Alternativstandorten angeregt. Aufgrund der strukturellen Minderheitenposition 
dieser Perspektive fanden diese Hinweise jedoch keinen Niederschlag in den abschließenden 
Empfehlungen. 

Der Projektbeirat kann daher – auch angesichts seiner Besetzung – nicht als fachlich 
ausgewogene Grundlage für naturschutzbezogene Abwägungen im Bebauungsplan 
herangezogen werden. Seine Ergebnisse bilden lediglich die Sicht eines überwiegend 
nutzungsorientierten Gremiums ab und ersetzen keine naturschutzfachliche Bewertung der 
tatsächlichen Eingriffs- und Konfliktlage. 

6. Frühe öffentliche Beteiligung und kontinuierliche 
Thematisierung der Übernutzung 

UferLeben hat bereits lange vor der Aufstellung des B-Plans auf Probleme der absehbaren 
Übernutzung und der sensitiven ökologischen Lage des Gebietes hingewiesen. Dies erfolgte u. a. 
durch: Beteiligung an Bürgerdialogen und strukturierten Beteiligungsprozessen (seit 2017), 
Offene Briefe (seit 2018), die Petition „Kein Wegebau für Kfz“ (2019, ~4.700 Unterstützer), - 
öffentliche Demonstration am See. 

Bereits vor Einleitung der Bauleitplanung war das Gebiet „Östlich Grunaer Bucht“ ein 
weitgehend naturbelassenes, störungsarmes und ökologisch wertvolles Areal ohne 
nennenswerten Nutzungsdruck. UferLeben hat in dieser Phase durch Citizen-Science-
Kartierungen, Biotopquantifizierungen und Artenerfassungen erheblich dazu beigetragen, die 
naturschutzfachliche Bedeutung des Gebietes sichtbar zu machen. 

Die erste fachliche Stellungnahme des NABU bestätigte diese Einschätzung ausdrücklich und 
bezeichnete das Areal als schutzwürdig und ökologisch sensibel, insbesondere im Hinblick auf 
bestehende Brutvogelhabitate, wertvolle Pionierstandorte im Hangbereich sowie 
störungsempfindliche Arten. 

Diese frühzeitigen Hinweise haben deutlich gemacht, dass das Gebiet eine hohe naturräumliche 
Wertigkeit besitzt und jede spätere Planungsphase zwingend auf einer realistischen Bewertung 
der Störungsrisiken hätte aufbauen müssen.

 



7. Planerische Offenheit und Risiken schrittweiser 
Nutzungsintensivierung  

Die im Zuge der Regionalplanfortschreibung (2021) bewusste Änderung und Entscheidung, 
große Anteile im Bereich Östlich Grunaer Bucht als „weiße Fläche“ ohne Nutzungsbindung zu 
deklarieren, eröffnet dem Flächeneigner künftig ein breites Spektrum weiterer 
Entwicklungsmöglichkeiten – einschließlich baulicher Nutzungen, die deutlich über den Rahmen 
eines Campingprojekts hinausreichen könnten. Damit entfällt eine regionalplanerische 
Leitplanke, die die ökologische Sensibilität des Gebietes gestützt hätte. 

Hinzu kommt, dass im Rahmen der Grundstücksübertragung an die Stadt Leipzig ein Vorschlag 
zur Aufnahme einer Nutzungsklausel – wonach die Fläche bei Nichtumsetzung des geplanten 
Inklusionscampingprojekts innerhalb eines festgelegten Zeitraums an die Gemeinde zurückfallen 
sollte – seinerzeit nicht aufgegriffen wurde. Eine solche Regelung hätte die Zweckbindung des 
Projekts rechtlich abgesichert und einer späteren Nutzungsintensivierung enge Grenzen gesetzt. 
Es ist für die Öffentlichkeit derzeit nicht ersichtlich, dass eine entsprechende Absicherung 
nachträglich vertraglich verankert wurde. Diesen offenen Punkt bitten wir klarzustellen. 

Zudem hat der Vorhabenträger SEB Leipzig erklärt, das geplante Inklusionscamp nicht selbst zu 
betreiben. Bis heute wurde kein Betreiber benannt, was für ein langfristig angelegtes und 
dauerhaft zu betreibendes Projekt einen wesentlichen Unsicherheitsfaktor darstellt. Diese 
fehlende Betriebsperspektive wirft Fragen hinsichtlich der tatsächlichen Umsetzungstiefe und 
Zielgerichtetheit des Projekts auf. 

Vor dem Hintergrund einer planerisch vollständig offenen Regionalplanfläche, einer fehlenden 
gesicherten Betreiberstruktur und einer für ein Campingvorhaben ungewöhnlich intensiven 
Erschließungs- und Ausbauplanung besteht die Sorge, dass der aktuelle Bebauungsplan 
perspektivisch die Grundlage für eine schrittweise Nutzungsintensivierung hin zu baulich 
geprägten Entwicklungen schafft. 

Diese Risiken müssen im Bebauungsplanverfahren transparent bewertet, planerisch 
eingegrenzt und klare Nutzungsbegrenzungen festgesetzt werden, um Fehlentwicklungen 
vorzubeugen und die naturräumliche Integrität des Gebietes dauerhaft zu sichern. 

 

Größpösna 13.02.2026 

 

Vorstand UferLeben Störmthaler See e.V. 


